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Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 91
Wurmtalstral3e

Begriindung
1 Lage und GrdRRe des Plangebietes

Das Plangebiet befindet sich am slidéstlichen Rand des Stadtkerns von Geilenkirchen zwi-
schen den Straflen Am Stadion, WurmtalstraBe und Franz-Eifler-Weg. Es handelt sich um
eine Freiflache, die derzeit landwirtschaftlich genutzt wird.

Die betroffenen Grundstiicke Gemarkung Geilenkirchen, Flur 23, Flursticke 95, 96 und 98
umfassen eine Flache von ca. 19.500 m2. Auf dieser Flache kdnnen etwa 37 neue
Baugrundstiicke entstehen.

2 Ziel und Zweck der Planung

Die Nachfrage nach Wohnbauflachen im Stadtgebiet, insbesondere im Stadtkernbereich,
halt nach wie vor an. Viele Bauwillige méchten im Siedlungsschwerpunkt Geilenkirchen im
Stadtkernbereich ihre Bauvorhaben verwirklichen, um z. B. die gute Anbindung an den
offentlichen Personennahverkehr und die Erreichbarkeit von Einkaufsmaoglichkeiten,
medizinischer Versorgung, Behdrden etc. nutzen zu kdnnen.

Zahlreiche Anfragen von Bauwilligen zeigen, dass die Nachfrage nach Wohnbauflachen
auch in Zukunft eher zu- als abnehmen wird und der Bedarf noch nicht befriedigt ist.

3 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan stellt fir den betroffenen Bereich zurzeit "Flachen fur die
Forstwirtschaft" dar. Der Flachennutzungsplan wird im Parallelverfahren gedndert in
"Allgemeine Wohngebiete".

4 Festsetzungen des Bebauungsplanes
4.1 Art und Mal3 der baulichen Nutzung
Als Art der baulichen Nutzung ist festgesetzt "Allgemeine Wohngebiete".

Das “Allgemeine Wohngebiet” ist vorwiegend dem Wohnen vorbehalten. Die Baunutzungs-
verordnung sieht daher neben der Hauptnutzung Wohnen weitere das Wohnen ergdnzende
und nicht beeintrachtigende Nutzungsarten vor. Die dem Wohnen zugeordneten Nutzungs-
arten sollten der Versorgung, der gesellschaftlichen Kommunikation sowie der Daseinsflir-
und -vorsorge der Wohnbevdélkerung dienen. Es kann somit nicht nur eine gewisse In-
frastruktur, sondern auch ein Angebot zur Freizeitgestaltung erméglicht werden.

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird zum einen definiert durch maximale Trauf- und First-
héhen von 7,30 und 12,00 m im suddstlichen Bereich entlang der Wurmtalstral3e bzw.
4,80 und 10,00 m im Bereich Richtung Nordwesten. Entlang der Wurmtalstral3e sind
insofern zwingend zwei Vollgeschosse festgesetzt, da hier eine dichtere und héhere
Bebauung angestrebt ist, um den Stralenraum der relativ breiten Wurmtalstral3e optisch
zu fassen.

Zum anderen wird durch die zwingend zweigeschossige Bebauung als Hausgruppen- oder
Doppelhausbebauung (s. Nr. 4.2) ein gewisser Larmschutz im Inneren des Plangebietes
erreicht gegentber den Gerduschimmissionen der Wurmtalstral3e.
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Richtung Norden und Nordwesten soll die Bebauung auflockern. Hier sind zwei Voll-
geschosse als Obergrenze festgesetzt, um bei der so genannten "1-1/2-geschossigen
Bauweise" auch einen Dachgeschossausbau zu ermdglichen und so das flachensparende
Bauen zu fordern.

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird weiter beschréankt durch die Grundflachenzahl von
0,4, die einerseits eine baulich ausreichende Grundsticksnutzung erméglicht und anderer-
seits Flachenversiegelungen nach oben beschrankt.

4.2 Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Bauweise ist offen. Entlang der Wurmtalstraf3e sind nur Doppelh&duser oder Haus-
gruppen zuldssig, um eine verdichtetere Bebauung herbeizufihren.

Richtung Norden und Nordwesten sind Einzel- und Doppelhauser zuléassig, da hier eine
aufgelockertere Bebauung angestrebt ist.

Die Uberbaubaren Flachen werden festgesetzt durch Baugrenzen. Die Bautiefen von tber-
wiegend 13,0 m bestimmen die Platzierung des Gebaudes auf dem Grundsttick, lassen
aber andererseits dem Bauherrn hierbei ausreichend Spielraum. An einigen Stellen im
Plangebiet werden Grundstlicke mit relativ geringer Tiefe entstehen. Um sicherzustellen,
dass hinter den Geb&auden ein ausreichender Freiraum verbleibt, sind hier die Bebauungs-
tiefen zwischen vorderer und hinterer Baugrenze bis auf 10,0 m reduziert.

4.3 ErschlieBung - StralRen
Das Plangebiet wird an den Franz-Eifler-Weg angebunden.

Alternativ erwogen wurde auch eine Anbindung des Baugebietes Uber die Stralle Am
Stadion bzw. unmittelbar an die WurmtalstraRe/L 364. Diese Anbindungsvarianten wurden
jedoch im Hinblick auf den Verkehrsfluss und die Verkehrssicherheit als ungunstiger
angesehen. Zusatzliches Hindernis bei einer Anbindung an die StralRe Am Stadion wére,
dass hier zwischen Plangebiet und Stral3e ein Hohenunterschied von mehreren Metern zu
Uiberwinden ware und erheblich in die begriinte Boschung entlang der Stralie Am Stadion
hatte eingegriffen werden mussen (Vermeidungsgedanke).

Die innere ErschlieBung erfolgt Gber eine 6,50 m breite Ringstral3e als “Mischverkehrs-
flache”. Hier soll allen Verkehrsteilnehmern eine Verkehrsflache zur Verfligung stehen.
Zudem werden fu3laufige Verbindungen geschaffen zur Wurmtalstrafl3e und zur Stral3e Am
Stadion, um den Kfz-freien Verkehr zu férdern.

4.4 ErschlielBung - Entwéasserung

Die Planung sieht vor, im Baugebiet ein lokales Trennsystem zu verlegen. Die gesamten
Niederschlagswasser werden zundchst dem Regenrickhaltebecken am suddstlichen
Plangebietsrand zugefihrt und von dort aus dosiert Uber einen vorhandenen
Regenwasserkanal entlang des Dammful3es der ehemaligen Kreisbahntrasse der Wurm
zugefuhrt.

Die ortsnahe Einleitung der Niederschlagswasser entspricht den gesetzlichen Anforderun-
gen aus § 51 a Landeswassergesetz. Das Regenrickhaltebecken tragt den Belangen des
Hochwasserschutzes Rechnung.

4.5 Festsetzungen zum Ausgleich des Eingriffes in Natur und Landschaft

Durch den Bebauungsplan wird ein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne von § 8 a
Bundesnaturschutzgesetz vorbereitet. Dieser Eingriff wird in einem Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrag erfasst und bewertet. Die Erkenntnisse hieraus dienen als Grundlage
fur den Abwégungsvorgang.
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Zur Minimierung des Eingriffes wird das Regenriickhaltebecken naturnah gestaltet, d. h.,
ein Teil des Niederschlagswassers wird in dem offenen Regenriickhaltebecken versickern
und so dem Grundwasserhaushalt wieder zugeflihrt.

Der Larmschutzwall ist gemal textlicher Festsetzung Nr. 3. 1 mit heimischen Baumen und
Strduchern zu bepflanzen.

Die Bepflanzung des Larmschutzwalls und die naturnahe Anlage des Regenrickhalte-
beckens dienen dazu, den durch den Bau von Strallen und Wegen verursachten Eingriff
auszugleichen.

Weiterhin sind Heckenanpflanzungen aus heimischen Gehélzen als Grundstickseinfriedi-
gungen festgesetzt. Je Baugrundstick ist auRerdem ein heimischer Obst- oder Laubbaum
zu setzen. Hierdurch wird der Eingriff im Bereich der Privatgrundstiicke ausgeglichen.
Insgesamt kann der Eingriff in Natur und Landschaft vor Ort vollstandig kompensiert
werden.

4.6 Larmschutz

Das Bebauungsplangebiet liegt im Einwirkungsbereich dreier Gerauschquellen: Wurmtal-
stral3e, Flugbetrieb (AWACS) und Sportplatz. Es wurde insofern larmtechnisch untersucht
(Gutachten GK300800 und GK030700).

Das Plangebiet gliedert sich danach in drei Zonen:

A) bis 75 dB(A) - unmittelbar an der WurmtalstralRe
B) bis 70 dB(A) - ab 15,0 m Abstand zur WurmtalstralRe
C) bis 65 dB(A) - ab 55,0 m Abstand zur Wurmtalstral3e.

Derin “Allgemeinen Wohngebieten” Ublicherweise fir vertraglich gehaltene Beurteilungs-
pegel von 55 dB(A) tagsuber wird im gesamten Plangebiet nicht eingehalten. Andererseits
heil3t dies nicht, dass in diesem Bereich ein vertragliches, gesundes Wohnen nicht
maoglich ist. Die einschlagigen Rechtsvorschriften (z. B. Gesetz zum Schutz gegen
Fluglarm) ermdglichen bei entsprechenden baulichen SchallschutzmalRnahmen an den
Wohngebduden sogar ein Wohnen in Bereichen, in denen der LArmpegel deutlich hdher
liegt. Zudem ist der Fluglarm gekennzeichnet durch einige, Uber den Tag verteilte
Einzelschallereignisse; die meiste Zeit ist es insofern ruhig. Ein vertragliches Wohnen im
Plangebiet ist grundsatzlich méglich, d. h. die Planung eines “Allgemeinen Wohngebietes”
zulassig bei entsprechenden aktiven und/oder passiven SchallschutzmalRnahmen.

4.6.1 Zone A)
In der Zone A) sind die Immissionen der WurmtalstraRe mal3geblich. In einem Abstand

von bis zu 15,0 m zur Stral3e liegt ein Beurteilungspegel von 75 dB(A) vor. In diesem
Bereich ist keine Bebauung vorgesehen.

4.6.2 Zone B)
Im Abstand bis zu 55 m zur WurmtalstraRe sind die Larmimmissionen der StraRe domi-

nant, aul3er bei den Geb&udeseiten, die von der Wurmtalstrale abgewandt sind. Unter
Bericksichtigung des Fluglarms sind folgende Beurteilungspegel gegeben:
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bis 70 dB(A) - ab 15,0 m Abstand zur Wurmtalstral3e
bis 65 dB(A) - bei den der Wurmtalstral3e abgewandten Gebaudeseiten (wie Zone C).

Nach der 16. Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verkehrslarmschutzverordnung - 16. BImSchV) sind die vorgesehenen Immissionsricht-
werte von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) nachts Uberschritten. Die Verkehrslarmschutzver-
ordnung regelt allerdings den Schutz vorhandener Wohnbebauung beim Neubau oder
wesentlicher Anderung einer StraRe. Im vorliegenden Fall ist die StraRe vorhanden; die
neu hinzukommende Wohnbebauung kann daher nur ein geringeres Mald an Ricksicht
erwarten. Das bedeutet, dass in der Tendenz hohere Larmwerte, als in der
Verkehrslarmschutzverordnung vorgesehen, zumutbar sind.

Zum Schutz der Wohnbebauung im Erdgeschoss sowie der Ruhebereiche (Garten) der der
Wurmtalstralie am néchsten gelegenen Bauzeile wird ein mindestens 2,0 m hoher Larm-
schutzwall errichtet, der eine Pegelminderung von 10 dB(A) bewirkt.

Der in der Verkehrslarmschutzverordnung genannte, durch den Verkehrslarm verursachte
AulRenlarmpegel von 59 dB(A) ist dann somit dort annédhernd eingehalten. Dennoch liegt
auch mit Larmschutzwall noch ein Beurteilungspegel von 63 dB(A) aufgrund des Fluglarms
vor (siehe Nr. 4.6.3).

Der fur die Nachtzeit vorgesehene AuRenlarmpegel von 49 dB(A) ist It. Gutachten eben-
falls Uberschritten. Allerdings ist zu berticksichtigen, dass im Gutachten eine gleichméafRige
Verkehrsbelastung der Wurmtalstral3e fir die Tages- und die Nachtzeit zugrunde gelegt
wird. Es ist aber davon auszugehen, dass erfahrungsgeman der Nachtverkehr deutlich
geringer ausfallt; legt man insofern eine nach allgemeinen Erfahrungswerten geschéatzte
Pegelminderung von 10 dB(A) zugrunde, da nachts deutlich weniger Verkehr herrscht,
ware auch fur die Nachtzeit der Richtwert eingehalten.

Zur Erzielung eines vertraglichen Innenraumpegels werden Schalldammmalie flr Aul3en-
bauteile festgesetzt, die in den Gutachten nach DIN 4109 berechnet wurden. Danach ist
im Bereich der “Zone B)” ein Gesamtschallddmmmal fir AulRenbauteile von 40 dB(A)
anzustreben. Dieses ergibt sich aus dem Zusammenspiel der Einzelschallddmmmalie von
Wand, Fenster und Dach. Im Gebaudeinneren wird hierdurch ein Beurteilungspegel von
30 dB(A) erreicht, so dass auch nachts ausreichende Ruhe gewéhrleistet ist. Das Gleiche
gilt fur die Einzelschallddmmmalie in der “Zone C)” (Nr. 4.6.3).

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 24, 3. Alternative Baugesetzbuch werden folgende Einzelschalldamm-
male als "zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen"
festgesetzt:

Wande: 50 dB(A)
Déacher: 45 dB(A)
Fenster: 40 dB(A).

Ein Schalldammwert von 50 dB(A) bei Wanden resultiert bei herkdmmlicher Massivbau-
weise bereits aus den zu berlcksichtigen Warmedammvorschriften und stellt keine tber
das ubliche Mal3 hinausgehende Anforderung dar. Um das Schalldammmal} aber auch bei
anderer Bauweise (z. B. Fertig- oder Holzhduser) zu gewahrleisten, wurde im Bebauungs-
plan das Einzelschallddmmmal fur Wande festgesetzt.
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Bei der Bemessung der Schalldammung der Décher (Seiten 6 und 7 des Gutachtens
GK300800) weisen ebenfalls die tiblichen Dachkonstruktionen die erforderlichen Konstruk-
tionsmerkmale auf. Lediglich der Einbau "harter Holzfaserplatten" (Seite 7, vorletzter
Spiegelstrich) geht lber das Ubliche Mafl hinaus; hier ist mit Mehrkosten von ca.
6,00 DM/m? Dachflache zu rechnen. Die Mehrkosten sind insofern den Bauherren zumut-
bar.

Bei den 40-dB-Fenstern ist zu berticksichtigen, dass im Gutachten von einem Verhéaltnis
Fensterflache zu Grundflache des Wohnraums von 0,5 ausgegangen wird. Nach der
Bauordnung erforderlich ist jedoch nur ein Verhéaltnis von 0,125, in der Regel ist tatséach-
lich ein Verhdaltnis von 0,16 gegeben (Erfahrungswert). Bei diesem Verhaltnis wirden
bereits Fenster mit 35 dB(A) Schalldammung ausreichen.

Die Tabelle, in der das erforderliche Dammmal der Fenster im Verhéltnis Fensterflachen
zur Raumgrundflache ablesbar ist (Seite 5 im Gutachten GK300800), wurde daher in die
textlichen Festsetzungen mit aufgenommen, um zu vermeiden, dass bei einem geringeren
Verhdltnis als 0,5 ein nicht erforderliches Einzelschallddmmmal von Fenstern gefordert
wird.

Die Tabelle ist nicht anwendbar fir Fenster unmittelbar unter dem Dach. Die Differenz der
Einzelschallddmmmalie Dach (45 dB(A)) und Fenster (40 dB(A)) ist so gering, dass bei
Addition dieser Werte eine geringere Schalldammung der Fenster rechnerisch nicht vertret-
bar ist. Das Gleiche gilt im Verhaltnis Dach (40 dB(A)), Fenster (35 dB(A)) fur die tGberbau-
baren Flachen im Bereich der “Zone C)”.

Aufgrund des Larmschutzwalls sind die Erdgeschossrdume entlang der WurmtalstralRe
einem niedrigeren Beurteilungspegel ausgesetzt. Hier wurden daher die Schalldammmalie
wie in “Zone C)” fur einen Beurteilungspegel von <65 dB(A) zugrunde gelegt. Das Gleiche
gilt fur die der WurmtalstraRe abgewandten Geb&udeseiten, an denen aufgrund der
Schallausbreitung ein niedrigerer Beurteilungspegel gegeben ist.

4.6.3 Zone C)

Im Ubrigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes (ab 55,0 m Abstand zur
WurmtalstralRe) sowie bei den von der Wurmtalstralle abgewandten Gebaudeseiten im
gesamten Plangebiet ist der Fluglarm dominant. Es wird von einem Beurteilungspegel von
<65 dB(A) ausgegangen. Die noérdliche Plangebietshalfte liegt zudem im
Einwirkungsbereich des Sportplatzes.

Die im Ergebnis ohnehin nur in Hbhe der Obergeschosse der dem Sportplatz
zugewandten Gebdaudeseiten maoglicherweise problematischen Sportplatzimmissionen
werden durch den Fluglarm tberlagert, aufgrund dessen passive SchallschutzmalRhahmen
vorgeschrieben werden, durch die auch in diesen Raumen vertragliche Innenraumpegel
erreicht werden.

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 24, 3. Alternative BauGB wurden im nérdlichen Plangebietsbereich
die folgenden Einzelschallddmmmale festgesetzt:

Wande: 50 dB(A)
Déacher: 40 dB(A)
Fenster: 35 dB(A).






4.6.4 Gebaudedffnungen

Fur eine ausreichende Beluftung der Wohnraume sollten entsprechende Liftungseinrichtun-
gen eingebaut werden, damit eine Raumbelliftung auch bei geschlossenen Fenstern
gewadhrleistet ist. Fir eine Festsetzung von Luftungseinrichtungen gibt das BauGB
allerdings keine Erméachtigungsgrundlage her; der Einbau von notwendigen Luftungsein-
richtungen kann somit nur den Bauherren in Eigenverantwortung bzw. im Rahmen der
malfgeblichen bauordnungsrechtlichen Vorschriften Gberlassen werden.

Wenn Liftungseinrichtungen eingebaut werden, muss insgesamt das 0. a. Schalldamm-
mald der Bezugsflache Dach, Fenster oder Wand erreicht werden.

Auch sonstige Offnungen (z. B. Kaminoéffnung) sind bei der Berechnung des Schalldamm-
malfies zu bericksichtigen. Hier werden ggf. Schalldampferstrecken erforderlich.

4.6.5 Schutzbedurftige Nutzungen

Schutzbedirftig in Wohngeb&auden sind die Aufenthaltsraume. Nicht hierzu gehéren
Kichen, Bader, Hausarbeitsraume und sonstige Nebenrdume. In den so genannten Neben-
raumen werden Tatigkeiten ausgeltibt, die in der Regel ebenfalls gerauschintensiv sind, so
dass die AuRengerausche nicht mehr relevant sind. AuRerdem dienen diese Raume nicht
vorwiegend der Erholung/Entspannung bzw. dem langeren Aufenthalt. Ein passiver Schall-
schutz dieser Raume ist daher nicht erforderlich. Allerdings resultiert aus den passiven
Schallschutzmalinahmen fir die AufenthaltsrAume bereits hinsichtlich Anforderungen an
Wande und Décher auch fir die Nebenraume zwangslaufig ein hohes Maf? an Schallschutz,
das sich hier nur durch den Einbau “normaler” Fenster unterscheidet. Diese erreichen in
der Regel auch ein Schalldammmalf von 25 bis 35 dB(A), so dass im Ergebnis auch in den
Nebenraumen ein relativ niedriger Innenraumpegel gegeben ist.

4.6.6 Ermittlung der Schalldammmalie

Bei den festgesetzten Schalldimmmalfen handelt es sich um Rechenwerte (Rwr). Bei der
Errichtung der Gebaude im Plangebiet lassen sich die aus den jeweiligen Konstruktionen
resultierenden Schallddmmmalfie ebenfalls nach der DIN 4109 errechnen. Alternativ kommt
in Betracht, den erforderlichen Schallschutz durch einen Prifbericht, der auf Labormessun-
gen basiert (Rwp), Nnachzuweisen. Da die im Labor ermittelten Werte unter Idealbedingungen
gemessen werden, die in Wirklichkeit aber nicht immer gegeben sein kénnen, sind die
Laborwerte nach DIN 4109 mit einem Sicherheitszuschlag von 2 dB(A) versehen worden.

5 Schutz vor Geruchsimmissionen

Ostlich des geplanten Baugebietes befindet sich ein landwirtschaftlicher Bullenmastbetrieb
mit ca. 100 bis 120 Mastplatzen. Von dieser Anlage kdnnten fir das Plangebiet Geruchs-
belastigungen ausgehen. Generell bereitet die Beurteilung von Geruchsbelastigungen stets
besondere Schwierigkeiten. Daher sind bei der Erfassung, Bewertung und Beurteilung von
Geruchsimmissionen eine Vielzahl von Kriterien in Betracht zu ziehen. Die Frage, ob
derartige Belastigungen als erheblich und damit als schéadliche Umwelteinwirkungen
anzusehen sind, ist nicht nur abhangig von der jeweiligen Immissionskonzentration,
sondern auch von der Geruchsart, des personlichen Geruchsempfindens, der tages- und
jahreszeitlichen Verteilung der Einwirkungen und dem Rhythmus, in dem die Belastigungen
auftreten, der Nutzung des beeintrachtigten Gebietes sowie von weiteren Kriterien.
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Die TA Luft enthalt keine naheren Vorschriften, in welcher Weise zu prifen ist, ob von
einer Anlage Geruchsimmissionen hervorgerufen werden, die eine erhebliche Belastigung
im Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG darstellen. Daher sind bis zum Erlass entsprechender
bundeseinheitlicher Verwaltungsvorschriften die in der Geruchsimmissionsrichtlinie - GIRL -
beschriebenen Regelungen zu beachten, um sicherzustellen, dass bei der Beurteilung von
Geruchsimmissionen und bei den daraus ggf. folgenden Anforderungen an Anlagen mit
Geruchsimmissionen im Interesse der Gleichbehandlung einheitliche Mal3stédbe und Beur-
teilungsverfahren angewendet werden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die GIRL in jedem
Einzelfall zwingend anzuwenden ist. Es liegt in der Verantwortung der Stadt, festzustellen,
ob ein Gutachten nach der GIRL erforderlich ist oder ob mit anderen Hilfsmitteln der
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sichergestellt werden kann. Solche Hilfs-
mittel bilden im landwirtschaftlichen Bereich die Abstandsregelung nach 3.3.7.1.1 der
TA Luft sowie die VDI-Richtlinien 3471 und 3472. Diese beziehen sich jedoch aus-
schlief3lich auf Gefligel- und Schweinehaltung. Die als "Rinder-Richtlinie” bekannte VDI-
Richtlinie 3473 wurde zuriickgezogen und darf bei der Beurteilung nicht mehr herangezo-
gen werden.

Konkrete Anforderungen ergeben sich jedoch aus der Abstandsliste 1998. Danach ist bei
Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von 75 bis weniger als 200 Mastkalbern ein
Abstand von 200 m gegenuber WA einzuhalten. Die kirzeste Entfernung zwischen dem
geplanten Baugebiet und den evtl. problematischen Betriebsteilen Scheune und Maststall
ist mit ca. 60 bzw. ca. 85 m im Bereich des geplanten Regenriickhaltebeckens zunachst
einmal nicht ausreichend. Die Entfernung zur nachstgelegenen geplanten Wohnbebauung
betragt ca. 110 m.

Nach der Abstandsliste ist der vorgesehene Abstand in erster Linie aufgrund der még-
lichen von Mastbetrieben ausgehenden Geruchsimmissionen erforderlich. Vorliegend ist
jedoch zu bericksichtigen, dass der Maststall dstlich des geplanten Baugebietes und
somit, bezogen auf die Hauptwindrichtung (Westwind), auf der dem Plangebiet abgewand-
ten Seite liegt. Die Luftung des Geb&udes erfolgt sowohl Uber die in der Nord- und Siidsei-
te des Gebaudes vorhandenen Fensteranlagen als auch tGiber das Dach. Von der Scheune
gehen Geruchsimmissionen nicht aus. Mogliche Larm- sowie Staubimmissionen sind nur
von untergeordneter Bedeutung und nicht Abstand bestimmend.

Auch die GIRL sieht im Einzelfall die Mdglichkeit vor, aufgrund der Windrichtungsverteilung
eine Anlage zuzulassen, obwohl die in den VDI Richtlinien vorgegebenen Abstéande unter-
schritten werden.

Im konkreten Fall erscheint die Erstellung eines Gutachtens aufgrund der Windrichtungs-
verteilung entbehrlich, zumal auch aus der dem Maststall am néachsten gelegenen, bereits
vorhandenen Wohnbebauung an der Herzog-Wilhelm-Stral3e - die Entfernung zum Maststall
betragt ca. 80 m - bis heute keinerlei Beschwerden tber Geruchsbelastigungen vorliegen,
ebensowenig aus dem Franz-Eifler-Weg. Hinzu kommt, dass es sich hier um einen Betrieb
handelt, der im Eigentum der Stadt steht. Daher kénnte, falls es zukiinftig dennoch zu
unzumutbaren Beeintrachtigungen im Plangebiet kommen sollte, das Pachtverhéltnis
jederzeit unter Einhaltung der Kindigungsfrist seitens der Stadt beendet und somit der
Mastbetrieb eingestellt werden. Gegebenenfalls kdonnten auch geeignete technische
MaRRnahmen verlangt werden. Mit zu beriicksichtigen ist auch die Art der vorhandenen
Laftung. Durch die Luftung sowohl Uber die Fensteranlagen als auch tUber das Dach auf
jeweils der gesamten Geb&udeldange (ca. 30 m) ist gewéhrleistet, dass die geruchstragen-
den Stoffe nicht konzentriert an die Umgebung abgegeben werden. Vielmehr wird die
Abluft bereits grof3flachig emittiert. Hierdurch erfolgt, verglichen mit Abluftanlagen, die die
mit Gerlichen belastete Luft konzentriert Uber z. B. eine Auslass6ffnung an die Umgebung
abgeben, eine wesentlich schnellere Vermischung mit der unbelasteten Umgebungsluft.



Insgesamt wird davon ausgegangen, dass, obwohl eine Unterschreitung des von der
Abstandsliste 1998 vorgegebenen Abstandes gegeben ist, es aufgrund der Windrichtungs-
verteilung nicht zu unzumutbaren Beeintrachtigungen oder schadlichen Umwelteinwirkungen
im Plangebiet kommen wird. Jedenfalls werden die Anforderungen an gesunde Wohn-
verhaltnisse bertcksichtigt.

6 Ortliche Bauvorschriften

Im Bebauungsplan ist eine Dachneigung von mindestens 30 [festgesetzt
Dachgeschossausbau unterstitzt das Ziel flachensparender Bauweise. Zugleich kann eine
harmonische Dachlandschaft entstehen.

7 Bodenbeschaffenheit

Die RWE Rheinbraun AG hat im Beteiligungsverfahren darauf hingewiesen, dass die
Bodenkarte des Landes Nordrhein-Westfalen in einem Teil des Plangebietes Boden aus-
weise, die humoses Bodenmaterial enthielten. Humose Bdden seien empfindlich gegen
Bodendruck und im Allgemeinen kaum tragfahig. Erfahrungsgeméaf wiirden die Boden-
schichten auf kurzer Distanz in ihrer Verbreitung und Machtigkeit wechseln, so dass selbst
bei einer gleichméafRigen Belastung diese Boden mit unterschiedlichen Setzungen reagieren
konnten. Es wurde daher angeregt, diesen Teil des Plangebietes wegen der Baugrund-
verhaltnisse nach 8 9 Abs. 5 Nr. 1 Baugesetzbuch als Flache zu kennzeichnen, bei deren
Bebauung ggf. besondere bauliche MalRnahmen, insbesondere im Grindungsbereich,
erforderlich sind.

Eine Kennzeichnung des Bebauungsplanes wurde nicht vorgenommen. Der herangezogene
§ 9 Abs. 5 Nr. 1 Baugesetzbuch gibt eine Kennzeichnungspflicht nicht her. Gleichwohl sei
an dieser Stelle auf die Bodenbeschaffenheit hingewiesen.

8 Wald

Angrenzend an den Bebauungsplan befindet sich im nordwestlichen und norddéstlichen
Bereich Wald im Sinne des Forstrechtes. Der grundsatzlich vorgeschriebene Abstand von
35 m zwischen Wald und Bebauung wird hier unterschritten. Die Unterschreitung ist im
vorliegenden Fall unproblematisch.

Der Waldbereich am nordwestlichen Plangebietsrand wird zu gegebener Zeit durchforstet;
die vorhandenen Baume werden auf ihre Standfestigkeit Uberprift. Gegebenenfalls werden
einzelne Baume, die innerhalb des 35-m-Abstandes stehen, entfernt und gegen Straucher
als Waldrandbepflanzung ersetzt.

Bei dem am nordéstlichen Plangebietsrand entlang der StraRe Am Stadion vorhandenen
Bewuchs handelt es sich nach Auskunft der Forstbehdrde Gberwiegend um abgangige
Rubinien, die aus Grinden der Verkehrssicherungspflicht entfernt werden missen und
gegen eine Strauchbepflanzung ersetzt werden.

Der Umbau dieser Waldbestande stellt keine Waldumwandlung, sondern eine regulére
Bewirtschaftungsmaflinahme dar.

9 Flachenbilanz

GesamtgrofRe des Plangebietes 19.776 m2 100,0 %
StralRen 2.145 m2 10,8 %
Wege 354 m? 1,8 %
Regenrickhaltebecken 575 mz2 2,9 %
Larmschutzwall 1.621 mz2 8,2 %

Nettobaulandflache 15.081 m? 76,3 %



10 Kosten

Im Zuge der Erschlie3ung des Bebauungsplangebietes entstehen neben den bereits angefal-
lenen Grunderwerbskosten weitere Kosten fir den Bau von Kanal, Stra3e, Larmschutzwall
und Regenrickhaltebecken, die Uberwiegend durch die Erhebung von Erschlielungs-
beitrdagen oder durch Ablésung der ErschlieBungsbeitrdge im Zuge der Grundstiicksver-
aulerungen refinanziert werden.

Es ist von folgenden Kosten auszugehen:

Kanal 435.600,00 DM
StraBen/Wege 455.860,00 DM
Beleuchtung 30.800,00 DM
Errichtung Larmschutzwall 70.400,00 DM
Bepflanzung Larmschutzwall 12.970,00 DM
Regenrickhaltebecken 100.000,00 DM
Summe 1.105.630,00 DM

Geilenkirchen, 08.03.2001
Der Blrgermeister
l. V.

gez.

Hausmann
|. Beigeordneter



	Stadt Geilenkirchen Bebauungsplan Nr. 91
	4 Festsetzungen des Bebauungsplanes
	Begründung

	3  Flächennutzungsplan

